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Bye-bye,Kleinbasel!
Die Schreinerei Voellmy wird in die Tschudin AG integriert. Auf dem Firmenareal verändert sich einiges.

AndreasW.Schmid

Es ist ein auffälliges Glashaus an
der Ecke Maulbeerstrasse/Im
Surinam, in dem die Möbel-
schreinerei Voellmy AG lange
ihren Verkaufsraum und ihre
Büros hatte. Die Tage des Ge-
bäudes sind jedoch gezählt, wie
Inhaber Beat Voellmy im Ge-
spräch erklärt. Seit Anfang Jahr
ist sein mittelständischer Be-
trieb nämlich im Rahmen eines
sogenannten Assets in die
Tschudin AG integriert worden;
diese erweitert ihr Dienstleis-
tungsangebot auf dem Dreispitz
um den Bereich «Holzmanufak-
tur Voellmy».

«Wir verabschieden uns da-
mit nach 130 Jahren vom Klein-
basel auf die andere Seite des
Rheins», sagt Voellmy. «Die Ge-
bäude im Surinam brauchen wir
in der bestehenden Form nicht
mehr.» Es laufen deshalb meh-
rere Vorprojekte auf dem gross-
flächigen Areal, das einst nach
einem Landtausch mit der Fir-
ma Geigy in den Besitz des Fa-
milienunternehmens kam. Das
Werkstattgebäude aus dem Jahr
1959 soll erhalten bleiben.

Es handelt sich dabei um
einen architektonisch bemer-
kenswerten Bau der Architekten
Vischer, der in enger Zusam-
menarbeit mit dem renommier-
ten Heinz Hossdorf konstruiert
wurde. Aus der Feder des re-
nommierten Basler Ingenieurs
stammt unter anderem das neue
Basler Stadttheater. Laut Beat
Voellmy soll die Werkhalle kern-
saniert, in ihrem ursprünglichen
Zustand wieder aufgebaut und
dann vermietet werden. Der Er-
halt des Gebäudes ist bemer-
kenswert, gab es doch Pläne, es
durch ein neues Gewerbehaus
mit Wohnungen zu ersetzen.

Debattenumdas
barockeLandhaus
Weichen sollen hingegen der
gläserne Showroom und das
«Burckhardt’sche Landhaus»
daneben, das im späten 18.Jahr-
hundert vom Industriellen
Christoph Burckhardt-Merian

erbaut worden war. Um dieses
gabesvoracht Jahreneine inten-
sive Debatte, als Voellmy ein
Neubauprojekt einreichte. Der
HeimatschutzerhobEinsprache,
obwohl das Landhaus zuvor von
der Basler Regierung aus dem

Inventar der schützenswerten
Bauten entlassen worden war.

Voellmy möchte das Barock-
hausweiterhinersetzen,dennes
sei marode. «Zudem steht das
Haus in keinem Kontext mehr
zur damaligen ländlichen Situa-
tion – etwas, das der Kantonalen
DenkmalpflegeBasel-Stadtheu-
te aber wichtig ist.» Als Ersatz
soll ein Wohnblock entstehen.

AlleVoellmy-Lehrlinge
werdenübernommen
Mit der Integration in die Tschu-
din AG spart sich die Möbel-
schreinerei Voellmy die kosten-
intensive Infrastruktur und si-
chert damit die Arbeitsplätze
von 17 Angestellten. Die vier
Lehrlinge setzen ihre Ausbil-
dung in der neu gegründeten
«Lehrlingsakademie Tschudin»
fort. Zudem löst Beat Voellmy,
der sich mit seinen bald 60 Jah-
ren so langsam dem Pensions-

alter nähert, mit dem Schritt das
Problem seiner Nachfolge; er
leitete das Familienunterneh-
men in vierter Generation.
Künftig wird er im Mandatsver-
hältnis für die «Voellmy Holz-
manufaktur» weiterarbeiten.

Zu Spitzenzeiten beschäftig-
te die Firma 35 Mitarbeitende.
Doch der wachsende Preisdruck
in der Branche und der Fach-
kräftemangel machten dem
Unternehmen zu schaffen –
ebenso wie die zunehmenden
behördlichen Regularien.

Dereinearbeitet, der
anderehältdieLeiter
Insgesamt habe sich dieser Auf-
wand in den letzten zehn Jahren
verdoppelt. Weshalb, zeigt Beat
Voellmy an einem Beispiel:
«Wenn in einem Neubau in zwei
Metern Höhe eine Gardinenleis-
temontiertwerdensoll, danner-
ledigte das früher ein Arbeiter.

Heute braucht es aufgrund der
Sicherheitsbestimmungen zwei
Leute dafür – einen, der die Leis-
te montiert, und einen weiteren,
der die Leiter hält.»

Den Preis für den Kunden
könne man jedoch nicht ein-
fach verdoppeln, weshalb die in
dieser Branche ohnehin schon
kleinen Margen noch weiter
schrumpfen würden. Auf lange
Sicht, so befürchtet Voellmy,
seien die Schweiz und Europa
mit ihrer Überregulierung nicht
mehr konkurrenzfähig.

Die Tschudin AG ihrerseits
vergrössert mit der «Voellmy
Holzmanufaktur»ihrenKunden-
stamm.Währendsiesichweiter-
hin auf grosse Innenausbaupro-
jektekonzentriert,wirddieneue
Abteilung des Unternehmens
vorwiegend auf das Privatkun-
dengeschäftmitMöbelbausowie
derRestaurierungantikerMöbel
ausgerichtet sein.

Das Areal der Schreinerei Voellmy hinter dem Badischen Bahnhof. Bild: Kenneth Nars

«DieGebäude
imSurinam
brauchenwir
inder jetzigen
Formnicht
mehr.»
BeatVoellmy
Inhaber Voellmy AG

Uralt-Paragraf istpassé
Riehen tilgt die Wohnsitzpflicht fürs Gemeindepersonal endgültig. Spannende Dienstwohnungen werden frei.

BenjaminWieland

Wie ein Estrich müssen auch
Gesetze von Zeit zu Zeit ent-
rümpelt werden. Riehen hat das
nun getan – und einen antiquier-
ten Paragrafen entdeckt, der
entsorgt werden kann: die
Wohnsitzpflicht für Mitarbei-
tende der Gemeinde. Bislang
konnten Angestellte dazu ver-
pflichtet werden, in der Gemein-
de zu wohnen. Doch diese Pra-
xis, findet der Gemeinderat, sei
nicht mehr zeitgemäss.

SolcheWohnsitzobligatorien
waren bis vor einigen Jahrzehn-
ten Normalität. So beendete
etwa Basel-Stadt die Wohnsitz-
pflicht für höhere Beamte erst
1999,zusammenmitdemBeam-
tenstatus.DieRegelungwar1993

wieder eingeführt worden, im
Zuge des Ja zu einer Volksinitia-
tive, welche die Wohnsitzpflicht
abeinergewissenLohnstufever-
langte. Bis 1968 mussten sogar
alleBaslerBeamtenimStadtkan-
ton leben. Es gab bis dahin aber
drei Sorten von Kantonsange-
stellten: die Staatsarbeiter, die
Staatsangestelltenund–zuoberst
– die Beamten.

Riehen war etwas langsamer
als der Kanton Basel-Stadt. Die
Beamtenstellung gibt es seit
dem Jahr 2002 nicht mehr, im
selben Zug wurde die allgemei-
ne Wohnsitzpflicht getilgt. Doch
Reste blieben bestehen – und
deshalb gibt es in Riehen auch
noch Dienstwohnungen.

Die meisten der total rund
740AngestelltenderGemeinde,

inklusive Lehrkräfte, dürften
von der Wohnsitzpflicht gar
nichtsmehrgewussthaben.«Sie
kam in den letzten Jahren nicht
mehr zum Tragen», teilt Muriel
Mercier, Leiterin Kommunika-
tion, mit. «Sämtliche Aufgaben-
erfüllungen sind sichergestellt,
auch wenn die Mitarbeitenden
nicht inRiehenselberwohnen.»
So gebe es etwa zur Grundver-
sorgung der Bevölkerung ein Pi-
kettdienst-System. Wo nötig,
könntenMitarbeitendekurzfris-
tig aufgeboten werden.

Für das ehemalige ortsge-
bundene Personal stand eigener
Wohnraum parat. Wer gezwun-
gen war, eine Dienstwohnung zu
beziehen, hatte Vergünstigun-
gen zugut. Die meisten dieser
Wohnungen, etwa jene in der

Musikschule, wurden laut Ge-
meinde bereits in Räumlichkei-
ten für Betriebe umgewandelt.
Die übrigen Lokalitäten stehen
seit längerem leer. «Es ist vorge-
sehen», schreibtMurielMercier,
«diese Wohnungen in das Fi-
nanzvermögen umzuwidmen
und auf dem freien Markt zu ver-
mieten.»

Wohnen imSarasinpark
oderbeimMuseum
Solche Immobilien gibt es auch
an interessanten Lagen, etwa in
Riehen Dorf, im Gebäude, wo
das Museum Kultur & Spiel
(Muks) untergebracht ist, oder
in der Schenkelscheune im Sa-
rasinpark. Ende Mai 2024 zog
die Gemeindegärtnerei aus dem
historisch wertvollen Gebäude

aus. Ab Herbst dieses Jahres will
das Kutschenmuseum Basel in
der historischen Remise Fahr-
zeuge aus dem 19.Jahrhundert
ausstellen. Die Dienstwohnung
befindet sich im ersten Stock des
Hauptbaus.

Der Gemeinderat hat den
Paragrafen mit der Wohnsitz-
pflicht bereits in seiner Sitzung
vom 17.Dezember aus dem Per-
sonalreglement gestrichen. Ei-
nige Personen im Dienst und
Sold der Gemeinde müssen je-
doch weiterhin in Riehen wohn-
haft sein – die Mitglieder des Ge-
meinde- und des Einwohner-
rats. Diese politischen Ämter
und Mandate sind an den Wohn-
ort gebunden. Aber das ist in der
Schweiz so üblich. Und Riehen
keine Ausnahme.

Jahreszeugnis
vorÜbertritt
Schulen Das Schulzeugnis der
sechsenKlassebildetdieGrund-
lage für den Übertritt in die Se-
kundarstufe. Bis jetzt erhielten
die Schulkinder in Basel in der
letzten Primarklasse jeweils im
Januar und im Juni ein Zeugnis.
Der Regierungsrat hat nun be-
schlossen, dass ab dem Schul-
jahr 2025/26 nur noch ein Zeug-
nis ausgestellt wird, und zwar im
April. Diese Benotung entschei-
det, welchen Leistungszug der
Sekundarschule das Kind besu-
chen wird. Weiterhin kann eine
Aufnahmeprüfung für einen hö-
heren Zug absolviert werden.

Wie die Regierung in einer
Medienmitteilung vom Diens-
tag schreibt, ist das Jahreszeug-
nis ein Wunsch einer Mehrheit
der Lehrpersonen. «Mit der Ab-
gabe des Jahreszeugnisses Mitte
April soll der Prüfungsdruck auf
die Primarschülerinnen und
-schüler reduziert werden»,
schreibt der Regierungsrat. Die
Umstellung habe aber auch
einen Nachteil: «Dass Schüle-
rinnen und Schüler erst spät die
endgültige Leistungszugzutei-
lung und damit ihr Schulhaus,
ihre Klasse und ihren Stunden-
plan erfahren.» (anm)

NeueSpielregeln
fürBaslerMuseen
Museumsverordnung Im kom-
menden Monat tritt das revi-
dierte Basler Museumsgesetz in
Kraft. An seiner wöchentlichen
Sitzung hat die Regierung nun
die dazugehörige Revision der
Verordnung abgesegnet. Sie
konkretisiert vor allem die Kom-
petenzabgrenzungen zwischen
dem gestärkten Präsidialdepar-
tement und den mehr auf eine
Beifunktion reduzierten Mu-
seumskommissionen. Diese er-
haltenklareVorgaben,nachwel-
chen Regeln sie die Favoriten für
ein Direktionsamt küren sollen.
Für die Anstellung zuständig ist
der Vorsteher des Präsidialde-
partements.

Das entscheidende Doku-
ment für die Steuerung der fünf
staatlichen Museen wird jedoch
die auf vier Jahre angelegte und
ab 2026 gültige Leistungsver-
einbarung sein, die mit einem
Globalbudget verbunden ist. In
diesem Dokument wird auch
festgeschrieben sein, wie genau
die Einhaltung der Vereinba-
rung, inklusive der Einhaltung
der finanziellen Rahmenbedin-
gungen, geprüft und kontrolliert
wird.

Die neue Verordnung ist
auch als Reaktion auf verschie-
dene Erschütterungen zu lesen,
die in den vergangenen Jahren
in verschiedenen Basler Museen
zu spüren waren. Insbesondere
auf die Affäre Marc Fehlmann,
dem entlassenen Direktor der
Historischen Museums, der die
unklaren Kompetenzverteilun-
gen offenlegte. Oder auch der
neue Passus, das Präsidialde-
partement sei «unverzüglich»
etwa über Fehlbeträge oder Re-
putationsrisiken zu informieren.
Dies klingt nach aktuellem
Kommentar zum Fehlbetrag
beim Kunstmuseum Basel, der
durch einen Sonderzuschuss der
Regierung ausgeglichen werden
musste. (cm)


